




Textliche Festsetzungen 

Bebauungsplan Nr. 159 
- Reuschenberg, Lerchen-/Drosselstraße - 

Redaktionelle Anmerkung: Rechtskraft 23.12.1982 Es gilt die BauNVO 1977 

1. Planungsrechtliche Festsetzungen 

Die gemäß § 3 (3) und 4 (3) Nr. 1, 3 und 5 BauNVO vorgesehenen Ausnahmen werden gemäß  
§ 1 (6) 1 BauNVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes. Die gemäß § 4 (3) Nr. 2, 4 und 6 BauNVO 
vorgesehenen Ausnahmen werden gemäß § 1 (6) 2 BauNVO allgemein zulässig. 
Gemäß § 3 (4) und 4 (4) BauNVO sind im Bebauungsplangebiet nur Wohngebäude mit nicht mehr als 
zwei Wohnungen zulässig. 

Garagen sind nur auf den hierfür besonders ausgewiesenen Flächen bzw. im Bauwich zulässig. 

Nebenanlagen gemäß § 14 (1) BauNVO sind allgemein nicht gestattet mit Ausnahme von Einrichtun-
gen und Anlagen für die Kleintierhaltung, die im WA-Gebiet zulässig sind. 

Im eingetragenen Phasenbereich der Hochspannungsleitungen sind generell keine Nebenanlagen 
zulässig. 

Lärmschutz 

Die Grundstücke Bergheimer Straße 554-576, Drosselstraße 1a, 23 und 25, Nachtigallenstraße 17-27 
und Finkenstraße 1-13a werden wegen des Verkehrslärms gemäß § 9 (1) 24 BBauG als Flächen für 
besondere Vorkehrungen zum Schutz vor Lärmbelästigungen im Sinne des Bundesimmissionsschutz-
gesetzes festgelegt. 

Der erforderliche passive Schallschutz ist graphisch im Beiblatt zum Bebauungsplan als Erläuterung 
der textlichen Festsetzungen dargestellt: 

 gekennzeichnete Gebäudefronten 
Es sind in Aufenthaltsräumen Fenster der Schallschutzklasse III einzubauen und in Schlaf-
räumen schalldämmende Lüftungen vorzusehen. 

 gekennzeichnete Gebäudefronten: 
Es sind in Aufenthaltsräumen Fenster der Schallschutzklasse II einzubauen und in Schlaf-
räumen schalldämmende Lüftungen vorzusehen. 

 gekennzeichnete Gebäudefronten: 
Es sind in Aufenthaltsräumen Fenster der Schallschutzklasse I einzubauen und in Schlaf-
räumen schalldämmende Lüftungen vorzusehen. 

In den Aufenthaltsräumen der Gebäude dürfen die Anhaltswerte für Lärmgeräuschpegel der VDI-
Richtlinie 2719 - Ausgabe Oktober 1973 - nicht über schritten werden 

2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

Um ein gestalterisch befriedigendes Gesamtbild zu erreichen, werden aufgrund § 103 (3) BauONW in 
der Fassung vom 15.7.1976 (GV NW S.264) in Verbindung mit § 9 (4) BBauG und § 4 der 1. Durch-
führungsverordnung zum BBauG vom 29.11.1960 (GV NW S.433) in der Fassung der Verordnung 
vom 21.4.1970 (GV NW S.299) folgende bauordnungsrechtliche (gestalterische) Festsetzungen 
Bestandteil des Bebauungsplanes: 



Außenwände 

Sämtliche Außenwände sind in Ziegelroh- oder Ziegelverblendbauweise * auszuführen. Einzelne an-
dersartige Fassadenteile in Beton, Schiefer, Putz oder Holz sind zulässig, wenn sie sich dem Baukör-
per gestalterisch einordnen. 

Dächer 

Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind bis zu einer Gesamtlange von 1/3 der Trauflänge zulässig; 
Drempel sind bis zu 0,50 m Höhe gestattet. Flachdächer sind zu bekiesen. 

Sockelhöhe 

Die Sockelhöhe darf 0,60 m, gemessen von der nächstliegenden Verkehrsfläche, nicht überschreiten. 

Garagen 

Garagen sind mit Flachdächern zu versehen und den Hauptbaukörpern in Material und Farbe anzu-
passen. 

Außenanlagen 

Die im Plan als „Art der Einfriedigung" gekennzeichneten Flächen sind * zur öffentlichen Verkehrs-
fläche hin nur mit einem Rasenkantstein zu begrenzen. 

Einfriedigungen 

Straßenseitig: Holzzaun 0,80 m hoch, außerdem sind Mauern 0,80 m hoch zulässig. 
Rückwertig und seitlich zwischen Hausgärten: Holzzaun oder Maschendrahtzaun max. 0,80 m hoch. 
Terrassentrennwände sind einheitlich in Holzkonstruktion, Metallrahmen mit Glasfüllung oder Mauer-
werksscheibe max. 2,00 m hoch und 3,00 m lang gestattet. 

* Die aufgrund der Verfügung des Regierungspräsidenten vom 30.10.1981 geänderten Fest-
setzungen, wurden in den Text eingearbeitet. 




